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Erpedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


9. 


N füunftheiligen Zeile in Petitſchrift 1½ Sgr. einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 

7 - - 

5 0. 202. Mittag Ausgabe. Verlag von Eduard Trewendt. Montag den 30. April 1860. 
n 5 ; 

e Telegraphiſche Depeſche. nahme dieſer Vorlage als eine Probe des Patriotismus hinſtellt. Ich er:] — Durch die Geſetze Nr. 3 und 4 halte ich Artikel 101 der Verfaſſung voll⸗ 
2 Marſeille, 28. April. Hier eingetroffene Nachrichten warte nicht, die Gegner zu überzeugen, will aber denen, an deren Urtheil] ſtändig für erledigt. Wenn Sie Cu den, Vertretern der Städte gewendet) 


mir gelegen iſt, meine Gründe klar machen. 

Sie ſind theils ganz allgemeiner Natur, indem fie ſich auf die Natur der 
Grundſteuer beziehen und ſich darauf richten, ob in Preußen die Bedingun⸗ 
gen vorhanden ſind, unter denen eine ſolche Maßregel nothwendig und ge⸗ 
rechtfertigt erſcheint. Ob Rente, ob Steuer, das iſt bereits zur Ermüdung 
erörtert, aber das werden mir die Gegner doch zugeben, daß die Grund⸗ 
ſteuer ſich dadurch von allen übrigen 1 unterſcheidet, daß ſie bisher 
wohl in allen Ländern die Natur einer unveränderlichen Steuer hat. Die 
Theorie, aus der die Vorlagen hervorgegangen ſind, will erſtens aus dieſer 
Steuer eine veränderliche machen, und zweitens will ſie dieſer Steuer aus⸗ 
drücklich die Veränderlichkeit beilegen, um ſie erhöhen zu können, Sie wer⸗ 
den mir darin beitreten, daß eine ſolche Maßregel, eine ſolche Theorie, eine 
ſolche Operation zu der tiefeinſchneidendſten in der Steuergeſetzgebung ehört, 
daß man denn doch auch denjenigen, die Bedenken dagegen haben, geſtatten 
ſoll, dieſe auszuſprechen, und fie nicht ſofort in eine Kategorie mit Leuten 
werfen ſoll, die eine blinde, unbedachte Oppoſition machen. Das iſt eine 
Billigkeitsrückſicht, welche wir beanſpruchen können. Ich gehöre zu denen, 
welche dieſen Fortſchritt gegenwärtig nicht für an der Zeit halten, und in 
Bezug auf unſere preuß. Verhältniſſe die allergegründetſten Zweifel haben, 
und ihn für einen unheilvollen Schritt halten. Mit Recht hat man bei jedem Ge⸗ 
ſetz zuerſt ſtets nach dem Bedürfniß gefragt, und wenn daſſelbe verneint wurde, 
ließ man ſich auf die ganze . 
wohnheit zurück und frage: liegt ein Bedürfniß vor? Dieſes könnte nur in 
zweierlei beſtehen. Einmal in einer unerträglichen Ueberbürdung einzelner 
Provinzen, welche nur durch eine Ausgleichung unter allen Provinzen be⸗ 
ſeitigt werden kann, und ferner, wenn der Staat einer weſentlichen, ſonſt 
nicht zu beſchaffenden Mehreinnahme aus dem Grundbeſitz bedarf. Sowohl 
das Bedürfniß nach jener, als nach dieſer Richtung beſtreite ich für heute. 
Ich beſtreite erſtens die Ueberbürdung jetzt und dauernd; denn darin kann 
ſich nichts mehr ändern, und zweitens mindeſtens zur Zeit, und wie ich 
gkuke für lange, für immer das Bedürfniß, wenn man die anderweitigen 
Maßregeln ernſtlich will, die man 2 kann, um die Bedürf- 
niſſe des Staates zu decken. Eine Ueberbürdung in dem Sinne iſt nicht 
vorhanden. Wenn man mir ſagt, und die Motive der Regierung thun es: 
nicht in Rheinpreußen, nicht in Weſtfalen, aber z. B. in Schleſien, da find 
8 g welche ganz unerträglich ſind — ja, meine Herren, darum brau⸗ 

en wir doch in der That nicht Rheinland, Weſtfalen, Sachſen u. ſ. w. 
alles durcheinander zu werfen. Es fragt ſich nun: iſt es denn denkbar, daß 
durch die Ausgleichung ſchon eine Gleichſtellung der Provinzen in Bezug 
auf die öffentlichen Laſten herbeigeführt wird? Das iſt zu beſtreiten; es 
kann dadurch möͤglicherweiſe die Ungleichheit noch vermehrt werden. er⸗ 
den Sie den Ertrag in Preußen, wo der Landmann kaum ſechs Monate 
arbeiten kann, mit dem am Rhein, wo er faſt 8 Monate arbeitet, verglei⸗ 
chen können? Werden Sie alle Zuſtände, Sicherheit der Ernte, Bevölke⸗ 
rungsverhältniſſe u, ſ. w. ermitte können? Vergleichen Sie den Regie⸗ 
rungsbezirk Gumbinnen mit dem Regierungsbezirk 5 . Die Einkom⸗ 

ter in Gumbinnen it 21mal geringer, als in Duſſeldorf, und die 
Grundſteuer in Düſſeldorf iſt zwölfmal höher als in Gumbinnen. Aber es 
it debt die Frage, ob ſich der Grundbeſitzer in Düſſeldarf dabei ſchlechter 


1 
befindet. 

Eine andere Frage iſt, ob das Bedürfniß gerechtfertigt iſt, ob die 
Nothwendigkeit vorhanden. Preußen iſt ein ackerbautreibender Staat, 
und der Grundbesitz, der bei den drohenden Calamitäten ſehr in Anspruch 
genommen werden wird, muß geſchont werden. Die allgemeinen Mehr⸗Ein⸗ 
nahmen des Staats; werden ſich ſteigern. Vor drei Jahren ſagten die Zei⸗ 

ertenhaus ſich dure 


50 1 vom 24. d. M. melden, daß den Biſchöfen der No: 
er verboten worden fei, fich beim Empfange Victor Ema⸗ 
s zu betheiligen. 
b. — 5 neapolitaniſchen Nachrichten aus Palermo vom 21. 
a ts. lagen daſelbſt die Geſchäfte darnieder und herrſchte 
zu 25. Die Inſurgenten hatten, nachdem 13 von ihnen 
? n alermo hingerichtet worden waren, 26 gefangene Solda⸗ 
; 100 fle bangt. Die Stärke des neapolitaniſchen Heeres ſoll 
‚000 Manu betragen. 
| lion ern, 28. April. Von einem Auerbieten von 30 Mil⸗ 
nen zu Feſtungsbauten für die Abtretung der Rechte der 
Der Zuſam⸗ 


Schweiz auf Savonen iſt hier nichts bekannt. 
| tritt der Bevollmächtigten zur Konferenz in Paris nach 
pie ehener Ratifikation des Abtretungsvertrages durch das 
| monteſiſche Parlament ſoll ficher ſein. 
a (Tel. Dep. der Bresl. Mont. ⸗Ztg.) 
Wien, 29. April, Morgens. Die heutige „Wiener Zei: 
di enthält eine kaiſerliche Verordnung vom 27. d., welche 
heb Beſtimmung des $ 29 des bürgerlichen Geſetzbuches auf: 
1 t, wonach Ausländer durch Antretung eines Gewerbes, 
il ien Betreibung ordentliche Anſäſſigkeit im Lande nothwen⸗ 
| | 8 macht, öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft erwerben 
en. 
9 Durch Handſchreiben vom 22. d. wird die Auflöſung der 
andes regierungen von Krakau und Czernowitz angeordnet. 
| 4 Die „Wiener Zeitung“ bringt ferner nachſtehende Be: 
chtigung: In Nr. 102 vom 27. d. hat in dem Artikel 
ant des Freiherrn von Bruck Tod durch die Schuld der 
arte ein Verſehen ſtattgefunden. Es muß heißen: Ein: 
enehmung begann Freitag und gab Veranlaffung zu weiteren 
rhebungen, welche Gegenſtellung des Zeugen Bruck mit 


anderen Zengen und mit Beſchuldigten in nächte Aus: 
cht ſtellten, ſtatt: und Mitbeſchuldigten. 


— ä„imꝛ—ꝛ— ꝑ m — — — — — — 


Telegrapbi che Nachrichten. 
„ Paris, 27. April. Der Großfürſt Nikolaus wird hier im Anfang näch⸗ 
Monats erwartet. 
ach Berichten aus 
len Been, 27. April, 
des Franken als Entſchädigung für Nord⸗Savoyen angeboten, der Bun⸗ 
tath, babe jedoch dieſes Anerbieten energiſch zurückgewieſen. (S. oben.) 
Lie Maflaud, 21. April. Geſtern begann der Prozeß gegen den Ex⸗Oberſt⸗ 
gegttenant Zannini, angeklagt im verfloſſenen Dezember eine Verſchwörung 
u die Regierung angeſponnen zu haben. 
bah ein, 28. April. Der Verwa peel der Köln Mindener Eiſen⸗ 
1859 at in feiner heutigen Sitzung beſchloſſen, die Dividende für das Jahr 
auf 7% % feſtzuſtellen. / 
enua, 27. April. Wir haben Nachrichten aus Neapel vom 24iten 


ſte 


Liſſabon iſt der Herzog von Terceira geſtorben. 
Man behauptet, Frankreich habe der Schweiz 50 Mil: 


Da | tungen, daß das Herren die Ablehnung der Steuerporlage 
ri . efinden ji alle Städte in der Gewalt der k. Truppen. Um Ca- um das Vaterland verdient gemacht habe; heute jagt: man das Gegentheil 
ni hat ein viertägiger Kampf ſtattgefunden; wobei auf beiden Seiten | für den Fall, daß das Herrenhaus die Grundſteuervorlagen ablehnte, — 


Aus Gründen, vie ich fpäter entwickeln will, werde ich für die Gebäudeſteuer 
ſtimmen, obwohl dieſelbe eine Perſon, die mir jene nahe ſteht“, ſchwer tref⸗ 
fen wird; dieſe Perſon wird für 220 Gebäude auf dem platten Lande, die 
ihr nichts einbringen, 600 Thlr. jährliche Steuer zahlen müſſen. „Wir armen 
berliner Hausbeſitzer“ (große Heiterkeit) werden nach Herrn Krausnicks Rech⸗ 
nung jährlich nach der neuen Steuer 200,000 Thlr. mehr aufbringen müſſen. 
Ich würde übrigens ein gutes Geſchäft machen, wenn ich dem Finanzminiſter 
eine Million für die Gebäudeſteuer gäbe, unter der Bedingung, daß er mir 
den Ueberſchuß über den proſektirten Betrag herausgäbe. (Heiterkeit. Der 
Finanzminiſter ſtreckt die geöffnete Hand aus.) — Man hat geſagt, Preußen 
wäre ſchon längſt in die Bahn der Zollreformen eingetreten, wenn es nich 
durch Verträge gebunden wäre. Nun, 1864 ſind die 
Preußen unter Aufopferung und Selbſtverleugnung durchführt. Dann wird 
es an Preußen ſein, die Bedingungen vorzuſchreiben, und nicht länger ab: 
hängig zu ſein von dem Votum jedes Klelnſtaats. Sollte der Zollverein 
nicht wieder zu Stande kommen, ſo wäre das zwar eine große Calamität 
für Deutſchland, und ich würde fie ſchwer beklagen, aber Preußen würde dieſelbe 
am allerwenigsten ſchwer empfinden. Eine Reform des Zollvereins, und daran 
wird ſich die Kraft des Finanzminiſters erproben, wird Millionen in indirel⸗ 
ten Steuern bringen, wo man dürch direkte Steuern nur Tauſende erzielt. 
Vom Tabak z. B. wäre eine viel höhere Steuer zu erzielen. Ob Mono⸗ 
pol oder nicht, das iſt eine zweite Frage. Aber wenn nun Monopol, wäre 
das denn jo ſchlimm? Haben wir nicht das Salzmonopol? und können wir 
es entbehren? Ja, ſagt man, Friedrich der Große hat ſich dadurch unpopu⸗ 
lär gemacht. Aber Friedrich der Große war auch darin ein großer Kan 
daß er, unbekümmert um die Strömung des Tages, ſeinen Weg ging. Als 
er mit einem andern Fürſten einſt durch das Halleſche-Thor ritt, um 
den Truppenübungen beizuwohnen, und die Menge ihm zujauchzte, drückten 
ſeine Begleiter ihre Freude über dieſe Zuneigung des Volkes aus. Welche 
Antwort der König gegeben, will ich nicht wiederholen, der Sinn war fol⸗ 
gender: Der Monarch ſoll die Liebe ſeines Volkes erſtreben, und ſich freuen, 
wenn daſſelbe ihm zufauchzt, aber er ſoll nie feine, Maßregeln nach dem Bei⸗ 
fall der Menge berechnen. (Lebhaftes Bravo!) Was das Tabaksmonopol 
angeht, ſo habe ich zufällig in einer geſtrigen Zeitung von einer einzigen 
Handlung 150 verſchiedene Sorten von Cigarren angekündigt geleſen, die 
Steuer wird alſo wohl nicht ohne großen Erfolg ſein. Der Finanzminiſter 
rechnet auf die Steuern zur Durchführung der Armee:Drganifation; dieſe 
Organiſation wird vor ſich 0 10 und zur. Erhaltung des Staats vor ſich 
9585 müſſen, dazu würden ſich ſchon die Mittel finden. Nach Ablauf des 
Zollvereins wird man eine neue, große Bilanz, einen neuen Finanzplan 
aufſtellen müſſen. Das Amendement des Herrn Haſſelbach iſt eben ſo rath⸗ 
und hilflos wie der Geſetzentwurf Nr. 1. Es fragt ſich um das „Wie“ der 
Ermittelung. Man ſagt, 8 pCt. Grundſteuer ſollen aufgebracht werden, auf 
welche Weiſe aber, das weiß die Regierung ſelber noch nicht. Auf alle Fra⸗ 
gen nach den Modalitäten der Abſchätzung — altum silentium. 
2 (Graf Stolberg übernimmt den Vorſitz; die Miniſter Graf Pückler, 
8885 5 105 N Roon find eingetreten.) 
r. Haſſelbach hat hier gleichſam als 
chen Grundbeſitz gegenüber, v — daß 


große Verluſte ſtattfanden und Carini geplündert und verbrannt ward. 

X Auf dem Feſtlande iſt das Hauptquartier der Abruzzen⸗Armee nach 

nut verlegt worden und ging das Gerücht, daß Pasa beſtimmt wäre, 
it der päpſtlichen Armee unter Lamoriciere gemeinſchaftlich zu opiren. 

e nach Pag Baron v. aber, e ee ana za 
€ ris, in er ſeine Gemahlin begleitet, welche ihre 
lichte, Madame Oubril, den Si! * N 


Preuſen. 


K. C. 26. Sitzung des Herrenhauſes. 
2 Prasident ein n eröffnet die Sitzung gleich nach 11 Uhr. 
Rae Miniftertiihe: d. Patow, Simons, v. Auerswald, Furſt Hohenzollern, 
Pein, Sommifjar Meinecke. — Die Tribünen find gefüllt. In der Hofloge 
rinz Peer 2 Wilhelm. 9993 a f 

| uf der Tagesordnung ſteht die Fortſetzung der geſtern abgebrochenen 

Debatte über die Grundſteuer. 5 0 gel 8 
1 br. Brüggemann: Der Worte ſeien genug gewechſelt; er wolle alſo 
Gef noch Einiges oder eigentlich nur Eines beleuchten. Wenn man den erſten 
i Hegentiwurf nicht annehme, jo verlören auch die Geſetzentwürfe III. u. IV. 
ei e sen Die Gebäudeſteuer hätte keinen Sinn mehr, wenn fie als 
| mit einzelnes Geſetz aufgefaßt werde; ſie ſtehe im innerſten Zuſammenhange 
6 der Grundſteuer und deren Ausgleichung. Wenn man geſagt habe, die 
| wolſchadigung und die Aufhebung der Eremptionen müßten angenommen 
| ſelbden,; weil die geſetzlichen Vorſchriften darüber zu klar ſeien, ſo gelte daſ⸗ 
de e für ihn auch von der Ausgleichung. In dieſer Hinſicht, in Bezug auf 
An Geſetzentwurf J. alfo, erkläre er ſich entſchieden für das Haſſelbachſche 
zmendement; wenn es aber falle, gegen die drei letzten Geſetzentwürfe 
und er müfje auf die viel erwähnte Schraube zurückkommen. Er halte es 
| I einen Vortheil, wenn dieſe Schraube möglich werde, vorausgeſetzt, daß 
al der Gerechtigkeit nicht widerſpreche. Eine Steuer nütze nur fo lange, 
ſie dauernd gebraucht werden könne. Vorzugsweiſe oder allein 
ede und dürfe der Grundbeſitz nie zur Steuer herangezogen werden; eben 
u wenig aber unbeſteuert bleiben. Das Exſtere wäre eine Kapitalsvernich⸗ 
nich und f einer ſolchen werde ſich ein Staat, auch der konſtitutionellſte, 
daß entſchließen. Die Anſichten des Haufes ſcheinen ihm darauf hinzugehen, 
| man fürchte, wenn man einmal die Schraube angenommen abe, ſo 
übede man jeinen Patriotismus gar nicht mehr halten können und Jyfer 
* pfer bringen; deshalb wolle man ſich lieber gar nicht die Möglichkeit 
| ! hähren, fo patriotiſch zu werden, — Man habe die Edikte von 1810 und 
lich mit franzöſiſchen Einflüſſen in Verbindung gebracht. Selbſt un lück⸗ 
— Ereigniſſe hätten oft eine providenzielle Beſtimmung. Jene Ein üfje 
am hätten auf einen Konig Friedrich Wilhelm Ul. nicht wirken können. 
er mm babe man auf ſutlichen, gerechten Grundlagen den Staat aufbauen 
5 nicht auf ranpöfiichen, Eine ſolche Periode fordere zur Nachahmung 
. uch jetzt handele es ſich darum, kleine Güter hinzugeben und große 
de Panefe Die Regierung brauche die Mittel, ſich gegen die Gefahren, 
inneren ſchwarzen Schatten ſchon drohend auf das Vaterland würſen, zu 
und vorzubereiten. Das Haus müſſe beitragen, ihr dieſe Mittel zu 


* 


Graf 


Vertreter der Städte dem ländli⸗ 
er gegen den Geſetz⸗Entwurf Nr. 


währen. Einen ſolchen Entſchluß werde das Vaterland ſegnen. (Lebbaftes] 2 ſtimmen würde, wenn der Geſetz⸗Entwurf Nr.! nicht die Majſorität er⸗ 
Sa A) * halte. Ich ſehe in der That nicht ein, u das erſte Geſetz eine noth⸗ 
err v. Kleiſt⸗Retzow: Er wendige Vorbedingung des andern ſein ſollte. In früheren Jahren iſt ein⸗ 


mungen des Edits von 1810 von de nur behauptet, daß einzelne Aeuße⸗ 
EEG ; oͤſiſchem Einfluß diktirt worden 
nicht Vie die als Games f zoſiſchem Einfluß ſeien, 
1 v. Arnim⸗ Boitzenburg: Wir haben uns mit zwei ganz ver⸗ 
Kiedenen Dingen zu befhäftigen. Das eine ift: die landesübliche Grund⸗ 
Grun zu einer allgemeinen zu machen; das andere iſt: die landesübliche 
Gr ndſteuer mit einem Schlage beſeitigen, und an ihre Stelle eine neue 
Tannmoiteuer, ermittelt im Jahre 1861 nach einem Reinertrage von allen 
ter Pl x. Grundftüden neu zu erheben. Ich glaube, der Un: 
glei de wiſchen dieſen beiden Dingen muß jedermann erkennbar ſein, und 
SE wohl vermischt man — die ganze Steuer. Wir haben uns nicht 
a on Theorie zu erklären, aber über eine beitimmte Vorlage in Bezu 
Mi 20 allgemeine Ausgleichung der Grundſteuer. Gegen dieſe erkläre i 
die Be ie ſie wiſſen, bin ich entſchieden dafür, durch Verzichtleiſtung auf 
Pr vorzugungen, welche ein nicht unbedeutender Theil der Grundbeſitzer 
Ibn t, eine Gleichmäßigkeit der Beſteuerung herbeizuführen. Ich will 
ausfül nun meine Gründe gegen die Ausgleichung entwickeln, und vielleicht 
hrlicher, als es nöthig iſt, weil man von gewiſſer Seite her die An: 


mal die Grundſteuer, ohne die Gebäudeſteuer, ein anderesmal die Gebäude 
ſteuer ohne die Grundſteuer vorgelegt worden. Und wenn ſchon die acht⸗ 
procentige Grundſteuer beſchloſſen wird, wozu dann dieſes langſame Heran⸗ 
holen, wie es ſich in der Regierungs⸗Vorlage ausdrückt. Das Geſetz verletzt 
ein unantaſtbares Prinzip, an dem nicht gerüttelt werden darf. Daß damit 
die große Frage gelöft werden wird, bezweifle ich, denn glauben Sie, daß 
es alsdann keine Bevorzugungen mehr geben wird? An eine Aufhebung 
der Bevorzugungen, wie ſie gewöhnlich angenommen wird, hat man im 
Jahre 1850 nicht gedacht; Niemand konnte daran denken, daß, weil die Pro⸗ 
dinz Preußen etwa vor dem Rheinland be a 

abgeſchafft werden müßte; es wäre doch eigenthümlich, wenn man das alte 
Stammland der Monarchie bevorzugt halten ſollte, gegenüber neu erworbe⸗ 
nen Landestheilen, die ſchon aus den Zeiten der Fremdherrſchaft die Grund⸗ 
ſteuer hatten! Ich bitte Diejenigen, welche 27955 die Gebäudeſteuer ſtimmen 
wollen, das leiſe Fröſteln zu überwinden, welches fie dabei überkommt; die 
Gebäudeſteuer iſt ein a apa für das Ungewitter, welches uns aus der 
Steuer für die Liegenſchaften droht. (Ruf links: ſehr gut, ſehr richtig!) 


durch ihr „Nein“ erreichen, 


Sache gar nicht ein. Ich kehre zu dieſer üblen Ge⸗ 


ertrage zu Ende, welche] Z 


bevorzugt ſei, dieß ohne weiteres 


daß das Geſetz fällt, ſo wird man wiſſen, wer 
das Geſetz verworfen hat. Die Gründe, die Hr. Haſſelbach angeführt hat, 
waren mir unverſtändlich. Was war denn der Grund der Entſtehung des 
Edikts von 1810, auf welches man ſich ebenfalls beruft? Nichts anderes, 
als daß alle Einwohner beſteuert werden ſollten nach den Geſetzen, die in 
ihren Landestheilen üblich ſind, und daß keiner ſich dieſer Beſteuerung ent⸗ 
ziehen ſolle nach den Geſetzen ſeines Landestheiles; ſind die Geſetze ver⸗ 
ſchieden, ſo iſt das eine andere Frage. Soweit meine Stimme reicht, 
werde ich dahin wirken, daß von Seiten des Grundadels gerade jetzt, wo 
wir nicht auf Anerkennung und Dank zu rechnen haben, ein „Ja“ volltönig 
und einſtimmig erfolge; wir wollen uns über andere Bedenken, ob 13fache, 
ob 20fache Entſchädigung, hinwegſetzen im Intereſſe des Vaterlandes und 
des eigenen Standes. Richt im Sinne des Herrn Haſſelbach, welcher in der 


Commiſſion davon ſprach, daß wir das Odium, welches auf uns ruhe, be⸗ 


halten würden. Danach frage ich nichts. Wir gehen ruhig nach Haus und 
werden dort nicht geringer und nicht höher angeſehen, wir können das 
Odium ſchon ertragen; es drückt uns nicht allzuſehr. Von dem politiſchen 
Einfluß, den wir durch Annahme aller dieſer Vorlagen erhalten ſollen, ver⸗ 
ſpreche ich mir wenig. Das Herrenhaus und der Grundadel werden nie⸗ 
mals ſyſtematiſche Oppoſition gegen die Krone machen, aber der Regierung 
gegenüber unerſchütterlich an ihren Rechten feſthalten. Wir werden feſtſte⸗ 
n, wo es gilt, unſere politiſchen Rechte neuen Formationen zu opfern. 
Heute wollen wir ein vernehmliches Ja für die Geſetzentwürfe 3 und 4, für 
Aufhebung der Grundſteuerbefreiungen hören laſſen. (Bravo.) . 

Hr. Haſſelbach bemerkt thatſächlich gegen den Vorredner, dem es beliebt 
habe, Aeußerungen aus der Kommiſſton heranzuziehen, daß er keineswegs 
von einem odium, ſondern von einem beneficium flebile des Grundadels ge⸗ 
ſprochen habe. 5 

Finanzminiſter v. Patow: Die Re 
Anerkennung der geſetzlichen und verja 
ter Aenderung. Auch iſt bereits von allen Seiten anerkannt 
den Geſetz⸗Entwürfen III. und IV. eine ſolche Nothwendigkeit zur Seite ſteht; 
das Geſetz vom 24. Februar 1850 enthält die betreffende eſtimmung. Wenn 
man aber dieſe Nothwendigkeit bei III. und IV. anerkennt, jo it es ſehr 
inkonſequent, auf die Bestimmungen der Verfaſſung ein minderes Gewicht 
zu legen, die eine gleiche Nothwendigkeit für I. ſtatuiren. Die Verfaſſungs⸗ 
Urkunde verordnet mit Beſtimmtheit eine Reviſion und hat dabei noch mehr 
im Auge, als die Aufhebung jener Befreiungen, welche ſich Nr. III. der Vor⸗ 

e zum Ziele ſetzt. Es iſt unbegreiflich, wie man nur dies aus jenen Ar⸗ 
tikeln folgern will, da theils dae theils durch beſondere Zuſätze die 
durchgreifende Reform der Grundsteuer ſtets mit jener Aufhebung in Ver⸗ 
bindung Seu iſt. Durch bloße Annahme von III. und IV. kann man 
alſo den Beſtimmungen der Verf. nicht vollſtändig genügen. Man ma 
Alles leſen, was über die betreffenden Edicte und Verf.⸗Paragraphen offizie 
berathen und geſchrieben worden, — überall erkennt man das Prinzip einer 
ſolchen durchgreifenden Reviſion, die vermittelſt der Ausgleichung der Steuern 
durch die ganze Monarchie vorgenommen werden ſoll. Auch die frühere 
Geſetzgebung läßt darüber nicht den mindeſten Zweifel. Das Edict von 
1810 verlangt eine sang, nicht nur innerhalb der einzelnen Landes⸗ 
heile, ſondern auf dem kürzeſten Wege, durch die Aufftellung neuer Kataster. 
Ein verſchiedenartiger Satz kann bei dieſer Ausgleichung unmoglich ange: 
nommen werden. Geſetzt, in irgend einer Provinz zahlte man ſeit langer 
Zeit die Hälfte Maiſchſteuer weniger, als in den andern Provinzen; würde 
man ſich darüber nicht bitter beklagen und 55 verlangen? Daſſelbe aber, 
was von der Spiritusfabrikation gilt, findet do auch ſeine Anwendung auf 
diejenigen, die Roggen und 157 15 bauen! Nun ſtellt man freilich eine Ver⸗ 
ſchiedenheit der Beſteuerung in Abrede, man beſtreitet die Ueberbürdung ein⸗ 
er Provinzen) aber fie iſt trotzdem da. Wenn auch der Herr Vorredner 

ehauptet, in der Udermart würden ebenfalls 10 und 11 pCt. des Rein⸗ 
ertrages gerahlt, alſo ſoviel als in den weltlichen 7 ſo iſt doch 
daraus nichts zu folgern. Es handelt ſich darum, na welchen Grundſätzen 
der Reinertrag ermittelt worden iſt. Wäre derſelbe nach den Grundſätzen 
des rheiniſchen Kataſters ermittelt worden, ſo würde ſich der Prozentſatz 
wahrſcheinlich ganz anders geſtellt haben. 

Die Maßregel der Regierung iſt aber nicht allein legislatoriſche, ſondern 
auch eine finanzielle Nothwendigkeit. Die Annahme der Grundſteuervorlage 
iſt eine weſentliche Bedingung des Vorgehens der Regierung auf dem Ge⸗ 
biete der militäriſchen Frage. Die militäriſchen 8 müſſen ſofort 


ierung hat die Vorlagen gemacht in 
ungsmäßigen Nothwendigkeit legisla⸗ 
worden, daß 


tausgeführt werden, wenn ſie nicht ihre Bedeutung verlieren ſollen. Und auf 


unahme der Staatseinkünfte iſt nicht zu rechnen. Unmöglich kann ſie zu 
euen, g uflucht nehmen, wenn fie das Land 
nicht in Gefahr ſtürzen will. Das? edürfniß der Vorlage iſt alſo klar er⸗ 
wieſen. Der Vorredner hat nur auf eine Abhilfe des Bedürfnſſſes durch 
Erhöhung der indirekten Steuern und durch ſpätere Aenderung unſeres Zoll⸗ 
ſyſtems impewielen. Abgeſehen aber davon, daß die Zollvereinsverträge 
erſt 1866 ablaufen, nicht 1864, wie Graf A, B. meint, und daß es we⸗ 
nig tröſtlich iſt, bei einem täglichen, ja ſtündlichern Bedürfniß auf eine jo 
ferne Zukunft hingewieſen zu fein, dürfen wir uns über die Aenderung un⸗ 
ſeres Zollſyſtems in Zukunft keine Illuſionen machen. Preußen wird freilich 
dem Zollverein 15 enüber eine andere Stellung einnehmen müſſen, ſelbſt auf 
die Gefahr hin, ſich zu iſoliren. Aber auf eine ſehr große Mehreinnahme 

aben wir dann auch wohl nicht zu rechnen. Man hat ferner auf die Ta⸗ 

alſteuer hingewieſen und angewieſen und angedeutet, die Regierung wolle 
ſie nicht erhöhen, um den Beifall der Menge nicht zu verlieren. Die Regie⸗ 
rung hat dies Beſtreben nicht, wohl aber iſt ſie der Anſicht, daß eine Re⸗ 
gierung dem Lande nicht Grund zu gerechten Klagen geben darf. In Oeſter⸗ 
reich und Frankreich behält man das Tabaksmonopol nur bei, weil es einmal 
beſteht. Zu handhaben iſt es ſchwerer, als das Salzmonopol, welches an 
beſtimmte Orte gebunden, und übrigens ebenfalls in allen Nachbarländern 
Monopol iſt. 

Ich habe bereits früher erklärt, daß die Staatsregierung eine höhere 
Beſteuerung des Tabaks nicht aus dem Auge laſſen wird; dieſe wird aber 
niemals eine ſolche Summe betragen, welche der gegenwärtigen in Ausſicht 
geſtellten gleichkommt. — Ich gehe zu den Einwendungen über, welche gegen 
die Vorlage gemacht find. Der erſte Einwand it der, daß die Regierung 
etwas woe een habe, was unausführbar ſei. Man hat geſagt, der Ver⸗ 
ſuch der Ausführung werde große Summen koſten und es werde nichts er⸗ 
reicht werden. Ich kann nur darauf Bezug nehmen, daß in der That dieſes 
Haus dem preußiſchen Staat ein ſchlechtes Teſtimonium ausſtellen würde, 
wenn es davon ausginge, daß eine Maßregel, welche in andern Ländern 
ausgeführt iſt, hier nicht auszuführen wäre. Einmal ſpricht man von 
20 Millionen und 20 Jahren, und das anderemal von 15 Millionen. Die 
Staatsregierung glaubt nachweiſen zu können, daß ein gutes Kataſter in 
ſehr viel geringer Zeit und mit ſehr viel geringeren Koſten aufgeteilt wer⸗ 
den kann. Und die Staatsregierung erklärt, daß die Frage, ob ein ſolches 
Kgtaſter aufgeſtellt werden ſoll, den einzelnen 7 überlaſſen bleiben 
wird. Die Staatsregierung will allerdings eine verhältnißmäßige Gleichheit 
. den einzelnen Provinzen im Wege allgemeiner Abſchatzung, ohne 

pezielle Kataſtrirung herbeiführen, daß dies möglich iſt, beweiſen die Bei⸗ 
ſpiele anderer Länder. — Man hält es endlich für etwas ganz Unerhörtes, 
daß die Staatsregierung mit dieſem Verfahren vorgehen wolle, ohne daß 
wir. willen, wohin das Reſultat führen werde. Die Staatsregierung ver⸗ 
dient dieſen Vorwurf nicht. Es giebt einen a en Weg. Der erſte iſt 
der, daß legislative Berathungen Geſetze und In truktionen genau vorſchrei⸗ 
ben, wonach verfahren werden ſoll, dann muß die Staatsregierung danach 
handeln. Der andere Weg iſt der, daß man der Staatsregierung die Voll⸗ 
macht gebt gewiſſermaßen verſuchsweiſe nach ihrem beiten Wiſſen und Ge⸗ 
wiſſen die Sache abzumachen, und fie dann der Landesvertretung vorzu⸗ 
legen. Wenn man nun darauf bingewieſen hat, daß man die Kapitalien 
beſteuern ſolle, jo halte ich dies für eine finanzielle Ane en Sollte 
ein Verſuch damit gemacht werden, jo würde der Grundbeſitz dadurch ſehr 
erheblich betroffen werden. Der Kapitaliſt wurde die Steuern ſeinen Schuld⸗ 
nern aufbürden, und es würde dahin kommen, daß der verſchuldete Grund⸗ 
beſitz die ganze, der unverſchuldete aber gar keine Steuer zahlen würde. — 
Herr v. item, kt nun gegen die Vorlage einen ganzen Apparat 
von Vorwürfen losgelaſſen; er hat das Beginnen der Regierung namentlich 
ein revolutionäres genannt, hat behauptet, daß es allgemeine Centraliſation, 


neuen Anlehen, wie Oeſterreich ihre 
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Deszpotismus, franzöſiſche Zuſtände herbeiführe. 


und 


) Es gab eine Zeit, wo 
dieſe Bezeichnungen genügten, um mit einer Sache fertig zu wer⸗ 
den. Jetzt muß man ſie aber näher ins Auge faſſen. Dieſe Vorwürfe ſind 
Aan unbegründet. Die Principien der Aufhebung der Bevorzugungen, der 
usgleichung und das 7 — der Zuſchlags⸗Centimen ſind preußiſche Grund⸗ 
jene, namentlich die Aufhebung der Befreiungen haben preußiſche Herrſcher 
eit Jahrhunderten wiederhelt ins Leben zu führen geſucht. Sie jtüßten ſich 
dabei auf die Beſchlüſſe von Kaiſer und Reich. Die ruhmreichſten Herrſcher 
Preußens haben ſeit Jahrhunderten die Ausgleichung erſtrebt, und die Zu⸗ 
ſchlags⸗Centimen ſind eine brandenburgiſche Einrichtung, welcher alles fran⸗ 
zöſiſche Element fehlt. Die Vorſchläge wurzeln daher auf deutſchem Boden 
und haben nichts Revolutionäres. Man hat endlich wieder die Schraube 
ohne Ende hervorgeholt. Die Regierung geht von dem Standpunkt aus, 
daß die Durchführung der Grundſteuer die wohlthätige Folge haben werde, 
ihr für die Fülle der Noth die nöthigen Mittel zu liefern. Es iſt der ent⸗ 
ſchiedene Wille der Regierung, wenn eine leichmäßige Vertheilung der Grund⸗ 
ſteuer durchgeführt wäre und dann das Brurfniß hervorträte, und von der 
Landesvertretung anerkannt würde, daß dann nicht mehr einzig und allein 
Zuſchläge zur Einkommen-, Klaſſen⸗ und klaſſificirten Einkommenſteuer feſt⸗ 
re, ſondern daß dieſe Zuſchläge auch auf die Grundfteuer gelegt würden. 
aß eine Menge von Laſten jetzt ausſchließlich auf die perſönlichen Steuern 
gast werden, iſt mit Recht und Billigkeit nicht gut zu vereinen. Es verſteht 
ſich, daß dabei immer die Mitwirkung der Landesvertretung vorausgeſetzt 
wird, und Sie wollen ihr jetzt die Möglichkeit abſchneiden, weil ſpäter ein 
Mißbrauch befürchtet werden könnte? Ein ſchlechteres Zeugniß können Sie 
der Landesvertretung nicht ausſtellen, als wenn Sie glauben, daß Sie jetzt 
fi verwahren müſſen vor einer ſpäteren möglichen Ueberſchreitung ihrer 
Dance Wenn es ſich um die Exiſtenz des Staates handelt, ſo muß die 
Möglichkeit gegeben fein, die nöthigen Mittel zu bewilligen, wer dies von 
vornherein unmöglich macht, ladet ſchwere Verantwortlichkeit auf ſich. Daß 
im Falle des Krieges alle Bevorzungen außer Kraft treten, iſt bei uns Recht, 
und wenn es auch nicht 11 Recht wäre, ſo würde die Noth dazu 
führen. Wenn der Krieg mit ſeinen Schreckniſſen heranzieht, ſo werden die 
bisher ſteuerfreien Gutssbeſitzer doch herangezogen und doppelt gefährdet. 
Sie werden finden, daß während des Krieges in denjenigen Provinzen, wo 
Steuerfreiheit beſtand, mehr Gutsbeſitzer zu Grunde gegangen ſind, als in 
den anderen, wo jene Freiheit nicht beſtand. Ich habe Ihnen den innigen 
Zuſammenhang der jetzigen Vorlage mit der anderen auf die Armee bezüg- 
lichen dargethan, und muß Ihnen meine Anſicht dahin ausſprechen, daß ich 
der feſten Ueberzeugung bin, daß die Regierung ſchwerlich in der Lage ſein 
wird, die auf einem anderen Gebiete e Pläne zur Ausführung zu 
bringen. wenn die Grundſteuervorlage nicht angenommen werde. (Bravo!) 
Es ſchließen ſich hieran einige thatſächliche Berichtigungen. Graf Arnim: 
ditzenburg: Der Miniſter habe auf die Ausführung der Grundſteuer in 
anderen Ländern hingewieſen. In Oeſterreich ſeien die Zuſtände gerade durch 
die Grundbelaſtung ſo traurig geworden, daß die Leute Haus und Hof ver⸗ 
laſſen müſſen. Von bier müſſen Grundbeſitzer Geld nach Oeſterreich ſchicken, 
um ihre dortigen Güter verwalten zu laſſen, anſtatt von dieſen Gütern Geld 
f ziehen. In Sachſen ſeien ſeit Durchführung der Grundſteuer die Steuer⸗ 
ätze von 10 auf 15 geſtiegen. 

Baron v. S enfft⸗Pilſach: Er kenne zwar ſteuerfreie Bauergüter, aber 
keine ſteuerfreien Rittergüter. (Weitere Bemerkungen ſchneidet der Präſi⸗ 
dent ab, weil es keine thatſächlichen Berichtigungen ſeien. Herr v. Senfft 
wendet ein: Es iſt bemängelt worden.) — Hr. v. Kleiſt⸗Reetzow: Revo⸗ 
lutionär habe er die Vorlage genannt, weil ſie alle Verhältniſſe nivelliren, 
weil ſie unter dem Scheine des Rechts und der Gleichmäßigkeit nur Ungleich⸗ 
heit ſchaffen. — Der Finanzminiſter bemerkt, es könne, wie aus den be⸗ 
alien Verhandlungen hervorgehe, nicht zweifelhaft fein, daß, wenn die 

erfaſſung von Steuerreviſion RER fie ausſchließlich die Grundſteuer im 
Auge gehabt habe. 

Das Wort erhält Dr. Stahl, der mit einem andern Redner getauſcht 
7 da derſelbe aber für die Commiſſionsanträge ſprechen zu wollen erklärt, 
o kann ihm der Präſident in der wechſelnden Reihe der Redner das Wort 
an dieſer Stelle nicht geben. Frbr. v. Maltzahn verzichtet auf das Wort. 


Frhr. v. Landeberg (gegen die Kommiſſionsanträge, alſo für die Vor⸗ 
lagen it bei der im Hauſe ſich kundgebenden Unruhe kaum zu verſtehen: 
Die Geſetzgebung verlange die Regelung; ſeit fünfzig Jahren habe jeder Käu⸗ 
fer eines bisher in der Grundſteuer bevorzugten Grundſtückes darauf gefaßt 
ſein müſſen, ſpäter Grundſteuer zu bezahlen. — In Bezug auf die Aeuße⸗ 
rung des Hrn. v. Kleiſt⸗Retzow über das Schneiden in die Pulsadern be⸗ 
merkt der Redner: Der Puls ſei noch nicht der Hals. (Heiterfeit.) 


Ein Antrag auf Vertagung — es iſt 34 Uhr — wird abgelehnt, nach: 
dem Hr. v. Frankenberg bemerkt hat: wenn man die Sitzungen ſo ab⸗ 


kürze, ſo werde man bis in den Juni zuſammenbleiben. (Bravo.) 

Hr. v. Waldow ⸗Steinhövel: Obſchon er nicht glaube, daß es im Haufe 
Jemand gebe, der ſich nicht überzeugen laſſen wolle, ſo werde doch auch 
wohl Niemand fein, der in dieſer Sache ſich von Hrn. Baumſtarks Gründen 
beſtimmen laſſe. — Die Ankündigung der Grundſteuer⸗Vorlagen in der 
Thronrede ſei an ſich kein Motiv, dieſelben auch anzunehmen. — Für die 
Militärvorlagen könne der aus der Grundſteuer verbleibende Ueberſchuß 
nicht entſcheidend fein; die Mittel dazu wolle man ja auch bewilligen, nur 
nicht in der verlangten Form (Heiterkeit). Ob Rente, ob nicht — egal! 
Die Grundſteuer wirke wie eine Rente; ſie ſei eine Kapitalsentziehung. 
Womit der Grundbeſitz eine ſolche Strafe der Vermögensentziehun verdiene? 
Nach dem Strafgeſetze ſtehe dieſe Strafe nur auf Hochverrath, Felonie 
und dergl. Gegen die Revolution allerdings, da habe der Grundbeſiß Hoch⸗ 
verrath geübt und Felonie! — Revolutionär bleibe die Maßregel trotz des 
Finanzminiſters. ahin ſolle es in Preußen nicht kommen. Gott ſchütze 
den Thron und unſer theures Königshaus! 

Graf York: Nach allen Ausführungen würde er auf das Wort verzich⸗ 
ten, um jo mehr als ſein ſchwaches Gehör und die ſchlechte Akustik ihn ver⸗ 
hindert hätten, der Diskuſſion genau zu Be: Er gehöre zu der Provin; 
Schleſien und zu den Höchſtbeſteuerten daſel 5 Da aber aus jener Provinz 
ſich mehrere Redner gegen die Vorlage erk ärt, ſo halte er es für ſeine 
Pflicht, es auszusprechen, daß deren Anſicht in Schleſien nicht allgemein ge⸗ 
theilt werde. Man habe auch in Schleſien die Steuer als unveränderlich 
angenommen, allein die Objekte hätten ſich verändert. Es ſeien den Ritter⸗ 
gutsbeſitzern in Schleſien verſchiedene Rechte genommen worden, welche eine 
nicht unbedeutende Rente für die Rittergutsbeſitzer abwerfen, und es exiſtir⸗ 
ten Familien, die dadurch 15,000 Thlr. verloren hätten, ohne Entſchädigung 
dafür zu erhalten. Auch die Aſſekuranzen gingen den Ständen verloren, 
3 1840 bei der Huldigung 2 auf Wiederherſtellung der Aſſeku⸗ 
ranzen gemacht worden, erhielten die Stände die Vel dec daß ihnen 
dafür größere Rechte gewährt werden ſollten. Dies ſei geſchehen, und die 
den Ständen übergebenen Rechte ſpäter der Landesvertretung übegeben. 
Ein Schrei der Noth ſei aus Schleſien freilich nicht 8 wohl aber 

er ſei in Schleſien im 


und des endlichen Sieges ſei er ganz gewiß. Ich erinnere an das Wort 
ı 3 der frü echten im andern Hauſe: „Eine 
kleine und geſunde Minorität it ein ſchönes Ding“ — und ich freue mich, 
einer ſolchen geſunden Minorität anzugehören. 

Nach mehreren thatſächlichen Berichtigungen wird Dr. Stahl zum Wort 
aufgerufen, derſelbe iſt nicht mehr im Hauſe anweſend und Graf Kielmanns⸗ 
egge nimmt das Wort. Bei der i Zeit iſt das Haus ſehr unru⸗ 
hig, die Mitglieder haben größtentheils ihre Platze verlaſſen, ſo daß der Red⸗ 
ner unverſtändlich bleibt. \ 

Graf Itzenplitz beantragt den Schluß der allgemeinen Discuſſion; eins 
en ind noch Hammers und Krausnick. Hammers gegen den 

Schluß, vom Rhein ſeien noch keine Stimmen laut 97 5 7 er nehme aber 
die Gelegenheit wahr, zu erklären, daß er bei Ablehnung des erſten Geſetzes 
auch gegen die drei übrigen ſtimmen werde; Krausnick für den Schluß: 
die Geiſter und Gemüther ſeien ermattet. Der Schluß wird angenommen. 
Schluß der Sitzung 4 Uhr. Nächſte Sizung Montag 11 Uhr. 


Wartenberg. 
rath u. Gutsb. v. Bitoffski aus B 
Berski aus Warſchau. Oberſt und Kommandeur des 23. Ynf.:Regiments 
v. Holwede aus Neiſſe. ( 


am 29, 


Berlin, 28. April. [Amtlihes.] Seine königliche Hoheit 
der Prinz⸗Regent haben, im Namen Sr. Majeſtät des Königs, aller⸗ 
gnädigſt geruht: Dem Oberſten z. D. von Heydebrand u. d. Laſa 
zu Hirſchberg den rothen Adler-Orden zweiter Klaſſe mit Eichenlaub 
zu verleihen; den Landgerichts⸗Rath Kiefer in Koblenz zum ſtändigen 
Kammer⸗Präſidenten bei dem Landgerichte in Saarbrücken; fo wie den 
Regierungs⸗Aſſeſſor George Franz Maximilian Steinmann 
zum Landrathe des Kreiſes Thorn, im Regierungs⸗Bezirk Marienwerder, 
zu ernennen; und dem praktiſchen Arzte Dr. Mönnig zu Rees den 
Charakter als Sanitäts⸗Rath zu verleihen. 

Den Lehrern an der königlichen Kunft = Akademie zu Königsberg, 
Hiſtorienmaler M. A. Pietrowski und Kupferſtecher E. W. R. 
Troſſin, iſt das Prädicat „Profeſſor“ verliehen; und das Fräulein 
Nanny von Monbart iſt zur ordentlichen Lehrerin an dem evan⸗ 
geliſchen Seminar und Toͤchter⸗Penſionat zu Droyßig ernannt worden. 

(St. ⸗Anz.) 

[Lotterie.] Bei der heute fortgeſetzten Ziehung der 4. Klaſſe 


121. königlicher Klaſſen⸗Lotterie fiel 1 Gewinn von 2000 Thlr. auf. 13 


Nr. 29,839. 

35 Gewinne zu 1000 Thlr. auf Nr. 297. 2631. 18,953. 19,901. 
19,927. 21,952. 26,008. 30,640. 31,749. 33,100. 33,849. 35,006. 
36,434. 38,357. 38,888. 39,589. 40,334. 50,191. 50,598. 56,575. 
58,371. 63,564. 66,882. 69,559. 71,017. 79,688. 79,830. 80,643. 
82,257. 82,834. 84,775. 86,836. 91,313. 93,565 und 93,840. 

53 Gewinne zu 500 Thlr. auf Nr. 1436. 2836. 3586. 5220. 
7466. 10,974. 13,333. 14,046. 16,094. 20,531. 20,711. 22,971. 
24,679. 25,278. 26,476. 26,709. 29,814. 30,694. 35,369. 35,376. 
38,835. 40,594. 41,842. 43,424. 44,088. 46,240. 49,043. 52,857. 
53,254. 53,574. 55,643. 56,136. 56,305. 56,367. 57,095. 60,844. 
61,248. 61,533. 62,119. 62,430. 62,479. 65,794. 68,312. 69,779. 
71,311. 73,448. 75,343. 75,608. 76,575. 82,586. 83,286. 85,271 
und 87,849. 

79 Gewinne zu 200 Thlr. auf Nr. 186. 558. 1216. 2045. 
6677. 7891 9164. 10,709. 11,230. 12,852. 13,342. 13,712. 
13,889. 14,503. 15,074. 16,650. 18,701. 19,112. 19,995. 21,745. 
22,009. 23,522. 23,906. 26,566. 27,230. 27,396. 31,027. 31,130. 
31,388. 33,462. 35,302. 35,596. 35,658. 35,689. 39,372. 42,144. 
42,315. 46,278. 46,401. 47,480. 48,381. 50,231. 52,183. 52,978. 
53,364. 54,291. 54,645. 56,658. 57,778. 61,326. 62,794. 65,246. 
66,893. 67,687. 68,069. 68,427. 70,626. 71,556. 73,238. 73,787. 
73,805. 74,113. 74,656. 75,199. 75,241. 79,113. 79,863. 80,479. 
82,537. 83,021. 83,229. 84,495. 85,471. 88,821. 89,201. 90,093. 
90,683. 94,516 und 94,889. 


Oeſterrei ch. 

Wien, 26. April. Es wird erſt jetzt in weiteren Kreiſen bekannt, 
daß, als von einer Miniſterkriſis vor etwa drei Wochen zuerſt die Rede 
war, dem Kaiſer der Gedanke nahe gelegen habe, die Geſammtlei⸗ 
tung der Staatsgeſchäfte lieber in Bruck's Hände zu legen, 
als das Ausſcheiden dieſes Staatsmannes aus der Verwal⸗ 
tung geſchehen zu laſſen. Eine unſelige Verkettung von Umſtänden 
und Beziehungen mußte dieſen glanzvollen Namen in Dinge verwickeln, 
die, wie man verſichern hört, einen anderen Ausweg nicht offen hiel⸗ 
ten, wenn wenigſtens der Schein der Ehre noch gerettet werden ſollte. 
Niemand denkt daran, Bruck eine Theilnahme an den betrüglichen 
Operationen zuzuſprechen, die ſeit Wochen das Geſpräch aller Kreiſe 
ausfüllen. Allein, was ihm zur Laſt gelegt wird, iſt eine genaue 
Kenntniß von dem Gange jener Operationen und eine ſträf⸗ 
liche Mitwirkung, um den Gang der Strafgewalt zu hemmen 
oder irre zu leiten. Der Unterſuchungsrichter der die Vernehmung 
des Miniſters bewirkte, machte denſelben, als es zum zweiten und 
letztenmale geſchah, auf verſchiedene Umſtände aufmerkſam, die die Mei- 
nung begünſtigten, als ſei die Zeugenausſage des Miniſters nicht ganz 
der Wahrheit entſprechend. Es wurde, obgleich der als Zeuge abge⸗ 
hörte Miniſter mit Entrüſtung den Verdacht von ſich wies, als könne 
er die Juſtiz zu Gunſten der Angeklagten hintergehen, dennoch an dem 
Verdachte feſtgehalten, und auf Rückfrage des Dr. Hitzinger ſoll das 
Landesgericht den Beſchluß gefaßt haben, den Zeugen nicht zu beei⸗ 
digen. Sprach ſich ſchon in dieſem Beſchluſſe ein tiefer, offenbar auf 
aktenmäßigen Erhebungen ſich gründender Verdacht näherer oder ent⸗ 
fernterer Mitſchuld des Zeugen aus, ſo konnte bei dem Frh. v. Bruck über 
die Rolle, die man ihm in dem Prozeſſe zudachte, dann kein Zweifel mehr 
obwalten, als der Juſtizminiſter ihn um eine Unterredung auf den 24. 
Früh erſuchen ließ, wobei bemerklich gemacht wurde, es geſchehe dies auf 
Veranlaſſung eines von dem Gerichtsvorſtande dem Chef der Juſtiz ge⸗ 
haltenen Vortrages. Was weiter folgte, iſt bekannt; in der Stunde, 
in der die Unterredung erfolgen ſollte, war Freiherr v. Bruck eine Leiche. 
Die Beſtattung iſt ohne Theilnahme eines Miniſters erfolgt, nur die 
Beamten verſchiedener Miniſterien, welche dem Verſtorbenen in den ver⸗ 
ſchiedenen hohen Stellungen, die er eingenommen, nahe geſtanden, ge⸗ 
leiteten die Leiche nach dem Friedhof und erwieſen den Hinterbliebenen 
ihre Theilnahme. (B.- u. 9.3.) 

Die heutige „Oeſterreichiſche Zeitung“ verſichert, die Nachricht der 


„Independance“ von der Abſetzung des Fürſten Miloſch durch die] Nac 


Pforte aus beſter Quelle für unbegründet erklären zu können. 
— ———d̃ ä —ẽ—— — — 


Oder iſt das Waſſer von geſtern bis heut anſehnlich geſtiegen, wahr: 
ſcheinlich die Folge der anhaltenden Regengüſſe von geſtern und vor⸗ 
geſtern. Noch weit ſtärker aber hat es in den oberen Gebirgsgegenden 
geregnet, fo n daß, wie eben eingehende Nachrichten melden, alle 
Bäche und Flüſſe und ſelbſt bereits auch die Neiſſe aus ihren Ufern 
getreten ſind. Wir haben alſo hier abermals einen hohen Waſſerſtand 


zu erwarten. 
. 


Breslau, 29. April. [Diebſtähle.] Geſtohlen wurden: Sterngaſſe 
Nr. 6, 1 ſchwarz⸗ und rothkarrirtes wollenes Frauenkleid, 1 grün, blau⸗ 
und ſchwarzkarrirtes Shawltuch, 5 Frauenhemden, 2 Nachtjacken, 3 Schür⸗ 
en, 1 Wachsſtock und 1 vergoldetes a end; Roſenthalerſtraße 
Nr. 3, aus unverſchloſſenem Entree, 1 weißgeſtreifter und rothgeblumter 
kattunener Frauen⸗Ueberrock. 8 f fi 

Polizeilich mit Beſchlag belegt: Eine Bibermütze und ein Paar dunkel⸗ 
blaue Glaceehandſchuhe. 

Straßen raub.] Am 27. d. M., Abends nach 11 Uhr, wurde in der 
Mehlgaſſe in der Odervorſtadt ein Schiffsbaugehilfe von einem Tagearbeiter 
angefallen und ſeiner Baarſchaft, im Betrage von 20 Sgr., beraubt. Ein 
ähnlicher Vorfall ereignete ſich zu derſelben Zeit in einer der Seitengaſſen 
an der Roſenthalerſtraße. Hier wurde ein Droſchkenbeſitzer ebenfalls durch 
einen Tagearbeiter angefallen. Es gelang indeß an beiden Orten, mit Hilfe 
der herbeigeeilten Nachtwächter, die Thaͤter feſtzunehmen. 

Gefunden wurden: Eine Schnupftabakdoſe und eine Tuchnadel. 

Verloren wurde: Eine Heut Mapptaſche. 

Angekommen: Se. Durchl. Prinz Biron von Curland aus Poln.⸗ 
Se. Durchl. Fürft Czartoryski aus Poſen. K. ruſſ. Hof⸗ 

Petersburg K. ruſſ. Generalmajor von 


Pol.⸗Bl.) 


Amtlicher Waſſer⸗ Rapport. 
Am A8 1 der Jenn 7 7 Glaz ſtand das Waſſer der Neiſſe 
pril, Morgens 80 Uhr: 7 Fuß 4 Zoll. Nordweſtwind und Regen. 


bb — Breslau, 30. April. [Waſſerſtand.] In unſerer] N. 


Küchenroman.“ } 
„Orpheus in der Unterwelt.“ Burleske Oper in 2 Akten und 4 Bil’ 
dern mit Tanz von H. Cremieu 


ſächſiſchen Hofopernſängerin Frau Jauner ⸗Krall. 
„Dinorah, oder: Die Wa fab! nach Plormel“ Oper in 3 Akten. 
(Dinorah, Frau Frau Jaun er⸗Krall.) : 


ur 
* Berlin.“ 
Peſchke, oder: Kleine 
Kaliſch. 
dem Volksleben in 1 Akt von L. Angely. 


Telegraphiſche Courſe und Börfen Nachrichten | 
Paris, 23, April, Nachmittags 3Uhr. Die Börse eröfinete bei Ir m, 
Vertrauen der Spekulanten. Die Zproz. begann zu 70, 35, 1 5 3 12 Uhr 
und ſchloß hierzu ſehr feſt und ſehr belebt. Conſols von Mitt \ 
waren 1 gemeldet. 

Schluß⸗Courſe: Zproz. Rente 70, 60. 4 hen Rente 96, 
Spanier 46%. Iproz. Spanier 36%. Silber⸗Anleihe — Oe 
Gijenbahn-Aftien 530. Credit⸗mobilier⸗Aktien 750. Lombard. 
Aktien — Franz⸗Joſeph —. Oeſterr. Kredit⸗Aktien —. 

London, 28. April, Nachmittags 3 Uhr. Der geſtrige 
Wien war 13 Fl. 60 Kr., auf Hamburg 13 Mk. 5% Sch. 

Silber 617, —61 1. RN 85%. 

Conſols 95. Iproz. Spanier 36, Mexikaner 21%. Sardinier 
öproz. Ruſſen 108. 4% proz. Ruſſen 97. 

Der erſchienene Bankausweis ergiebt einen Noten⸗Umlau 
Pfd. und einen Metallvorrath von 14,687,120 Pfd 2 

bit Börſe animirt An m 


Minuten, 
Bank 
Ba 79, l. 
ondon 


„Staats⸗ 
lſenbahn⸗ 


Wechſelcours auf 


Haltung. Oeſterreichiſche Fonds theilweiſe höher. 1. 
luß⸗Courſe: Ludwigshafen⸗Bexbach 127%. Wiener Wechſel sh 
Darmſtädter Bank⸗Aktien 154. Darmſtädter Zettelbant 227, 5 Seller 


Schluß ⸗Courſe: National-Anleihe 58%. Oeſterr. Kreditaktien 69% 
ien —, — N 
Weizen loco etwas . 
5 pr. Mai. Ju, 

oͤnigsberg 83pfd. Ju Mr 


Ne 75—76. Oel pr. Mai 23%, pr. Oktober 35%. Kaffee unverändert 
ink ohne Umſatz. b 2 
Liverpool, 28. April. [Baumwolle.] 10,000 Ballen Umſaß. 
Preiſe gegen geſtern unverändert. 8 


Berlin, 28. April. Die Börſe war heute ſtill, beſonders in Kredit, 
pieren; Eiſenbahnen waren im Ganzen ebenfalls etwas matter, nur d 
kleinen und von den ſchwereren etwa Köln⸗Mindener waren belebter; m, 
anderen blieben mehr offerirt. Oeſterreichiſche Effekten waren feſt, in 15 cd 
ßiſchen ant fand kein ſehr reger Verkehr ſtatt, und auch in Wechſeln bl 
das Geſchäft gering. 


Wien, 28. April. Abendbörſe: feit, aber ſtill. National Anh 
79, 40, Eredit⸗Aktien 186, 40. Nordbahn —. Franz.⸗Oeſterr. Staatsb 
Neue Lotterie⸗Anleihe 92%. Rente 70, 60, (Bresl. Mont.⸗Z.) 

ri 


‚Berliner Börse vom 28. April 1860. 


Fonds- und Geld-Oourse, 


Freiw. Staats-Anleihe]44 199%, ba. Oberschles. B. 0% 3141112 B. 
Staats- Anl. von 1850 i C. 4% 3% 19% 4 121 ba 
52, 54, 55, 56, 57 * dito Prior. A. .| — 11% ba. 
1853| 4 dito Prior. B. 4 5.“ 
ito 1859] 5 dito Prior. D. 8: B. 
Staats-Schuld-Sch. . ]3 dito Prior. E. J — 3½72½ bz. 
Präm.-Anl. von 1855 |3 dito Prior. F. 4 21 5 bz. 
Berliner Stadt-Obl.. [415199 Oppeln-Tarnow.]) — 32 be. 
ur- u. Neumärk. 3 Prinz-W.(St.-V.)] 1½ 4 60 ba. u. G 
to dito Rheinische — 480 8. 
E Pommersche . 3½86½ tz dito (St.) Pr. Al 
3 dito neue ..| 4195 5 dito Prior. 14 5% 6. 
3 | Posensche 400% bz dito v. St. ge — wur _— 
— . 314/90 Rhein-Nahe- - 13% bz 
dito neue Ruhrort-Orefeld.] — 3 — — 
chlesische . * Starg.-Posener .| — |3 80 B 
(Kur- u. Neumärk er. 15% 101 bz. 
Pommersche 4 Wilhelms-Bahn.| — 34 B. 
5 | Posensche 4 dito Prior. — | 4 |72 bz. 
5 4 Preussische A dito III Em. — — 
= | Westf. u. Rhein. | 4 dito Prior. St. — 4 == a 
2 . —2 44 dito — 
ſchlesische 44 
Louisdoe pr — Preuss. und ausl. Bank-Aotien. 
Goldkronen Div. Z. 
Ausländische f. hr 
us sohe Fonds. Berl. K.-Verein| 545] 4 |117%, 6. 
Oosterr. Metall... . 5 61½ B. Berl, Hand.-Ges.| — | 4 |16%, 8. 
dito Bier Pr.-Anl. | 4 170%, @. Berl. W.-Ored G — | 5 90% ba. u. G 5 
dito neue IWA.L. | — . Brannschw.Bnk.| 4 | 4 0 8 10%, bi. u 
dito Nat.-Anleihe 5 59 4 594, bz, Bremer 514 6 
Russ.-engl. Anleihe. | 5 1064, G. Coburg. Crdit A 2 | 4 |49 etw. bz. u. G. 
dito 5. Anleihe | 5 054, 6. Darmst.Zettel-B| 4 | 4 % 6. 
do. poln. Seh-Obl. 4 84% bz Der — 461 b, u B. 
Poln. Pfandbriefe — 14 4— - — Doss. Oreditb.-A — 411 bz u G. 
dito III. Em. 4 87 bz Dise, - Cm.. An — 4 78½ baz. u 6. 
Poln. Obl. 4 500 Fl. 4 00 ½ @ Genf.Creditb-A | — | 4 128 bz excl. 6. 
&3°0 FL. | 5 62% B Herner Bank . 344] 4 |711% etw. bs u 9" 
ä 200 Fl. 22% @ Hamb.Nrd.Bank| 4%) 481 5. 
29 . „Ver-, 4% 47% 0. 
a0 B. Hanner. 40 8. 6. p.) 
— Leipziger „ 488 C excel Up 
Acetlen- Course. Luxembg.Bank 447i etw. bz. u 
Div.ıZ Prix. B. 3%] 4 |74% bz. 
1859| F. Mein,- Crditb.-A.| — | 4 62% bs u. 0 
e — 3½72 6. Minerva-Bwg. A. — | 5 30 ö. 
Aach.-Mastricht.“ — 16½ br Oesterr.Ordtb.A.| — | 5 70½ 4 ½ bz u. 0 
5 474% B. Pos. Prov.-Bank| 4 418 etw @ 
4 478 8 Preuss. B.-Anth oh 1274, ba. 
2% 4 |106%, à 10% bz. || Schl. Bank-Ver.| 5 73 etw. bz u. ©. 
5414 105 ½ a 1 Thüringer Bank — | 4 49% B. 
74128 tz. Weimar. B 3% 4 ls, B. 
— | 4 100% ba, 
1414 2464 83 bz. Wöohsel-Oourse. 
_ 5 127 4 129 ba. Amsterdam.. . k. S. 14174 ba. 
— 139 à 139%, ba. . 2 M. 141½ ba. 
.|— | 4 J128 6. Hamburg k.S. 1507, tz 
13 | 4 Isa B. dio N. 150 ½ 
11 A 99 1 a 2% bz. Londoeoen . 4 M. JG. 1114 bz. 
— 14 [99 4 984 ba. BER 467% Da 
144) 4 147% 4 % bz. Wien österr. Währ. Js T. 727 bz. 
Kl Al — Kilo zur et, 2M.|74%, ba. 
5 + 980 > Augsburg fee N 3 66. 20 bz 
5 B. ST 8 T. 9% 6. 
2 |4 140 b Re 00 
— 44% 4 % br. Frankfurt a. I. . J M66. 72 ba 
— Hi @. Petersburg. Wo in ba. 
6 % f 0 3,121 bz. Bremen. A T. obs. 
Breslau, 30. April. [Produktenmarkt.] Bei mäßigen Zufuhren 


he Getreidearten in ruhiger 
uſt zu 18 Preiſen. — Del: und Kleeſaaken 


geringe Kau 
wart preuß. loco 16%, April 16% B. 
Sgr. 


Weißer Weizen 


Gelber Weizen . 7075 80 83 |Winterrübfen .. 76 78 80 
dito mit Bruch . 55 60 63 66 Sommerrübſen . 72 76 78 80 
Gegen: 55 58 60 62 Schlagleinſaat. . 75 80 84 
Gerſte . . . 43 45 48 52 Tol 
Mr nu m 2 
ocherbſnn 56 2 Rothe Kleeſaat 7% 9% 10% 11 
Biden ben 45 48 50 52 Weiße dn 2 A 17620 2¹ 27 
Wicken . 4045 48 50 Thymothee 8 81 9 9% 9 


Theater ⸗ Repertoire. 
Montag, den 30. April. 9 9 0 Preiſe.) gem fünften Male: „Ein 
Original⸗Lebensbild in 1 Akt von Kläger. Hierauf: 


„ Muſik von J. Offenbach, f 
Erhöhte Breite) 7 5 — Gaſtſpiel der 1907 


Dinstag, den 1. Mai. N 
Zum vierten Ma 


Sommertheater im Wintergarten. 0 ft 

Montag, den 30, April, (ftleine Preiſe.) 1) „2“ Fitelloſes in 1 A 
Wiedereröffnung des breslauer Sommer: Theaters. 2) „Die Wiener 
Lieverpofie in 1 AL von Carl v. Holte, 3) „Doktet 
. Poſſe mit 0 0 in 1 Akt von 18 

er Handwerker.“ Komiſches Gemälde a 


4) „Das Feſt 


Verantwortlicher Redakteur: R. Bürkner in Breslau. 
ea, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


Druck von G 


— pro | 


f von 21,685,249 | 


ilber — — | 
4 Lombard. 


| 


